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J. Hermann, Paris

Im Mairz finden in Frankreich Neu-
wahlen statt. Sie konnten eine Veridnde-
rung der politischen Lage und eine neue
Wirtschaftspolitik bringen. Auch die
Bau- und Wohnungswirtschaft wird von
dieser Verdnderung betroffen sein. Die
Pline der gegenwirtigen Opposition, die
nach den Wahlen voraussichtlich das
Sagen haben wird, sind bekannt. Im
Vordergrund steht, was die Wohnungs-
wirtschaft betrifft, die Abschaffung des
sogenannten Gesetzes Quilliot, benannt
nach dem ersten Wohnbauminister der
Regierung Mitterrands. Dieses Gesetz
wird, tibrigens zu Unrecht, fiir die Krise
auf dem franzosischen Wohnungsmarkt
und vor allem fiir die Krise in der fran-
zOsischen Hauptstadt verantwortlich ge-
macht, wo 18000 Menschen keine Woh-
nung haben und Zehntausende von
Wohnungen leerstehen.

Das Gesetz Quilliot

Was sagt das Gesetz Quilliot? Es ver-
stirkt den Schutz des Mieters. Wesent-
lich bei dem neuen Mietgesetz ist, dass
ein Mietvertrag zwischen einem privaten
Vermieter und einem Mieter entweder
drei oder sechs Jahre Giiltigkeit haben
muss. In bestimmten Fillen, wie etwa
beim Verkauf der Wohnung oder bei In-
besitznahme fiir personlichen Gebrauch,
kann der Vertrag jedes Jahr, nach einer
Voranmeldung von drei Monaten, ge-
kiindigt werden. In diesem Fall aber
muss der Vermieter seinem Mieter, der
allen Verpflichtungen nachgekommen
ist, eine dquivalente Wohnung beschaf-
fen. Ist der Vermieter eine Gesellschaft,
dann muss der Mietvertrag fiir sechs
Jahre abgeschlossen werden, und der
Vertrag kann vor Ablauf dieser Frist nur
dann gekiindigt werden, wenn der Mie-
ter seinen Verpflichtungen nicht nachge-
kommen ist. Er hat allerdings auf alle
Fille zwei Jahre Zeit, um diese Ver-
pflichtungen nachtréiglich zu erfiillen,
und er kann wihrend dieser Zeit nicht
aus der Wohnung gewiesen werden. Die
Mieterhohungen miissen dem Baupreis-
index Rechnung tragen.

Diese Massnahmen werden aufgeho-
ben werden. Der Hausherr soll als Ver-
mieter iiber seinen Besitz verfiigen kon-
nen wie es ihm beliebt. Die Plidne der
Opposition sehen selbst vor, das Wohn-
bauministerium aufzulésen. Liberalis-
mus ist das grosse Schlagwort der neuen
Politik. Aber Liberalismus in der Bau-
und Wohnungswirtschaft hat es nie ge-
geben. Auch wihrend der Regierungen
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fiir den franzosischen Wohnungsmarkt

Giscard d’Estaings und Pompidous
nicht. Der Mieterschutz ist vor Jahrzehn-
ten von den sogenannten «biirgerli-
chen» Parteien beschlossen worden. Die
Mieten waren Jahrzehnte hindurch ge-
stoppt, und der Hauseigentiimer musste
ein wohlhabender Mann sein, um sein
Haus instandhalten zu koénnen. Als
Monsieur Quilliot 1982 sein berithmtes
Gesetz im Parlament beschliessen liess,
war er gar nicht so originell, er hat ledig-
lich die bestehenden Verfiigungen des
Mieterschutzes verstirkt.

Bald ein neues Gesetz?

Ein neues Gesetz wird das Verhiltnis
zwischen Mieter und Vermieter neu re-
geln. Die Festsetzung der Mieten fiir
freigewordene Wohnungen wird von al-
len Beschriankungen befreit werden, der
Vermieter wird auch das Recht haben,
bei der Verldngerung der Mietvertrige
die Mieten in die Hohe zu schrauben.
Auf die Feststellung, dass derart die
Mieten einen gewaltigen Sprung nach
oben machen werden, wird erwidert, die
Konkurrenz wird auch da Grenzen set-
zen. Das im Bau oder in der Renovie-
rung von Wohnhdiusern investierte Ka-
pital wird von der Steuer abgeschrieben
werden konnen, ebenso wie die Zinsen
von Anleihen, die fiir den Erwerb einer
Eigentumswohnung getitigt wurden.
Die umstrittene Steuer auf Kapital, die
auch den Besitz von Immobilien um-
schliesst, soll abgeschafft werden.

Die Kapitalanlagen in Grund und Bo-
den, aber auch in Immobilien, waren
Jahrzehnte hindurch die bevorzugten
Anlageobjekte der Franzosen. Es gab -
und das ist noch gar nicht so lange her -
Tausende von Wohlbetuchten, die Woh-
nungen als Kapitalanlage kauften, diese
vermieteten und vom Ertrag lebten.

Die Krise —
unabhingig von den Regierungen

Die Krise in der Bauwirtschaft dauert
nicht erst seit 1981, als die Regierung
Mitterrands ihr Amt antrat. All die Jahre
vorher gab es Probleme im Wohnungs-
bau. Es war der ehemalige Ministerpré-
sident Barre, der heute in der Opposition
ist und die Massnahmen der Regierung
kritisiert, der selbst die Mietzinse ver-
stirkt blockieren liess, als er noch die
Regierung Giscard d’Estaings prasidier-
te. Die Bauwirtschaft hat innerhalb we-
niger Jahre mehr als 25 Prozent ihrer Ak-
tivitdt eingebiisst und Zehntausende von

Arbeitskriften verloren. Man iiberlege:
1974 sind 550000 Wohnungen gebaut
worden, 1980 waren es 470000, 1984 nur
283000. Von der Krise ist der private
Wohnungsbau, der ohne Staatskredite
arbeitet, besonders betroffen. Im Vor-
jahr wurden in diesem Sektor 70000
Wohnungen gebaut, davon 26000
Hauptwohnsitze - bei einer Einwohner-
zahl von etwa 55 Millionen.

Im Wohnbauministerium hat man von
den Plinen der Opposition natiirlich
Kenntnis genommen. Und stellt fest:
Man baut in den Stddten und vor allem
in Paris nicht mehr soviel wie in den 50er
und 60er Jahren, weil es einfach an Bau-
grund mangelt. Ein anderes Problem
bleibt unbeachtet. Das ist bei den jungen
Ehepaaren die Ablehnung, eine Woh-
nung zu kaufen, Kredite aufzunehmen,
sich auf viele Jahre hin zu verschulden
und sich einschrinken zu miissen, nur
um «Besitzer» zu werden. IThre Mentali-
tdt ist grundverschieden von jenen ihrer
Eltern. Fiir sie gilt es, sich nicht zu bela-
sten, frei zu sein, mobil zu bleiben, vor
allem wenn man seinen Job wechseln
muss, sein Kapital, wenn man eines hat,
so anzulegen, dass man jederzeit dar-
iiber verfiigen kann.

Ein neuer Wohnbauminister wird von
schwer zu lgsenden Problemen stehen.
Wenn einmal die politische Hochwelle
abgeebbt ist, wird man darauf kommen,
dass man in der Bau- und Wohnungs-
wirtschaft Theorie und Praxis streng
voneinander trennen muss, und dass
dem Liberalismus in diesem Sektor
Grenzen gesetzt sind.

GLANZMANN

EDELVERPUTZE /




	Neue Perspektiven für den französischen Wohnungsmarkt

